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Sehr geehrte Mandantin,  
sehr geehrter Mandant,  

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht für Sie 
zusammengestellt. 

 

 STEUERRECHT 
 

Unternehmer 

Erbschaftsteuer verfassungswidrig 
Am 17. 12. 2014 hat das Bundesverfassungsgericht das 
geltende Erbschaftsteuerrecht teilweise für verfassungs-
widrig erklärt. Dennoch sind die Vorschriften zunächst 
weiter anwendbar; der Gesetzgeber muss bis zum 
30. 6. 2016 eine Neuregelung schaffen. 

Hintergrund: Das derzeitige Erbschaftsteuerrecht sieht 
beim Übergang betrieblichen Vermögens eine Steuerbe-
freiung i. H.  von 85 Prozent vor, wenn bestimmte Voraus-
setzungen hinsichtlich der Zusammensetzung dieses Ver-

mögens, seines Erhalts in der Hand des Erwerbers und der 
mit dem Vermögen verbundenen Arbeitsplätze erfüllt wer-
den. Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Ver-
schonung sogar 100 Prozent betragen. 2012 hatte der 
Bundesfinanzhof (BFH) dem Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) die Frage vorgelegt, ob diese Vergünstigungen 
verfassungsgemäß sind. Nach Auffassung des BFH ist dies 
nicht der Fall, da sie eine verfassungswidrige Überprivile-
gierung darstellen. Im Zusammenwirken mit persönlichen 
Freibeträgen und weiteren Verschonungen sei die Steuer-
befreiung die Regel und die tatsächliche Besteuerung die 
Ausnahme – so der BFH. 
Entscheidung: Das BVerfG folgte dieser Argumentation 
und entschied, dass die Privilegierung des Betriebsvermö-
gens bei der Erbschaftsteuer in ihrer derzeitigen Ausgestal-
tung nicht in jeder Hinsicht verfassungsgemäß ist: 
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n Zwar liegt es im Ermessen des Gesetzgebers, kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) zur Sicherung ihres 
Bestands und zur Erhaltung von Arbeitsplätzen steu-
erlich zu begünstigen. 

n Die Privilegierung betrieblichen Vermögens ist jedoch 
unverhältnismäßig, soweit sie ohne eine Bedürfnis-
prüfung über den Bereich der KMU hinausgeht. 

n Ebenfalls unverhältnismäßig sind die Freistellung von 
Betrieben mit bis zu 20 Beschäftigten von der Einhal-
tung einer Mindestlohnsumme und die Verschonung 
betrieblichen Vermögens mit einem Verwaltungsver-
mögensanteil bis zu 50 Prozent. Die Regelungen sind 
auch insoweit verfassungswidrig, als sie Gestaltun-
gen zulassen, die zu ungerechtfertigten Ungleichbe-
handlungen führen. 

n Diese Verstöße haben zur Folge, dass die vorgeleg-
ten Regelungen insgesamt verfassungswidrig sind. 

Hinweis: Bis zum Inkrafttreten einer nun zu treffenden 
Neuregelung gilt das alte Recht grundsätzlich weiter. Alle 
bis dahin vom Finanzamt entschiedenen Übertragungen 
können deshalb nach den derzeitigen Regeln begünstigt 
werden. Allerdings müssen Unternehmer, die bis zum 
30. 6. 2016 von den nun als verfassungswidrig erachteten 
Vergünstigungen Gebrauch machen möchten, aufpassen: 
Denn das BVerfG hat ausdrücklich betont, dass es dem 
Gesetzgeber erlaubt ist, die verfassungswidrigen Vergüns-
tigungen rückwirkend aufzuheben. Auf einen uneinge-
schränkten Vertrauensschutz können sich Steuerpflichtige 
daher nur bis zum 16. 12. 2014 berufen. 

Vorsteuerabzug bei Rechnungsverlust 
Den Nachweis darüber, dass ein anderer Unternehmer 
Steuern für Lieferungen oder sonstige Leistungen geson-
dert in Rechnung gestellt hat, kann der Unternehmer mit 
allen verfahrensrechtlich zulässigen Beweismitteln führen. 

Hintergrund: Der Vorsteuerabzug setzt u. a. eine ord-
nungsgemäße Rechnung voraus. Aus der Rechnung muss 
sich zweifelsfrei ergeben, dass der Aussteller der Rech-
nung eine Leistung an den vorsteuerabzugsberechtigten 
Unternehmer erbracht hat. 

Streitfall: Ein Unternehmer konnte bei einer Außenprüfung 
die Eingangsrechnungen nicht vorlegen. Er machte gel-
tend, sie seien ihm gestohlen worden. Der Außenprüfer 
kürzte die geltend gemachten Vorsteuern um 40 %. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) erkannte eben-
falls nur 60 % der Vorsteuern an und wies die Klage ab: 

n Zwar setzt der Vorsteuerabzug die Vorlage einer Ori-
ginalrechnung voraus. Besitzt der Unternehmer diese 
jedoch nicht mehr, kann er auf andere Art nachwei-
sen, dass er im Besitz einer solchen war. 

n Dieser Nachweis kann durch jedes zulässige Be-
weismittel erfolgen, z. B. durch Zweitausfertigungen 
oder Kopien der Rechnungen, die vom Lieferanten 
besorgt werden können. 

n Der Unternehmer kann auch durch Zeugen oder ei-
desstattliche Versicherungen, etwa von Mitarbei-
tern, nachweisen, dass er im Besitz der Originalrech-

nungen war. Aus der Aussage muss sich jedoch er-
geben, dass für eine konkret bezeichnete Eingangs-
leistung die Originalrechnung vorlag. 

n Im Streitfall hatte der Unternehmer lediglich unkonkre-
te Beweisanträge gestellt, was für einen Nachweis 
nicht ausreichte. 

Hinweis: Bei Verlust der Originalrechnungen sollten mög-
lichst umgehend vom Lieferanten Rechnungskopien ange-
fordert werden. Falls dies nicht möglich ist, kann eine Zeu-
genaussage helfen, die sich nach dem aktuellen BFH-Urteil 
allerdings auf eine konkrete Eingangsleistung beziehen 
muss. In keinem Fall ausreichend ist die Vorlage einer 
Kopie des Vorsteuerkontos aus der Buchführung. 

Rückwirkung einer 
Rechnungsberichtigung 
Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) hat den Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) zur Klärung der Frage angeru-
fen, ob eine fehlerhafte Rechnung rückwirkend berichtigt 
werden kann. Sollte der EuGH dies bejahen, könnten 
Nachzahlungszinsen zur Umsatzsteuer vermieden werden. 
Hintergrund: Der Vorsteuerabzug setzt eine ordnungsge-
mäße Rechnung voraus. Ist eine Rechnung fehlerhaft, 
kann sie berichtigt werden. Der Finanzverwaltung zufolge 
wirkt die Berichtigung jedoch nicht zurück. Es droht deshalb 
eine Verzinsung der Umsatzsteuernachzahlung für das 
Jahr, in dem die fehlerhafte Rechnung ausgestellt wurde. 

Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer und machte 
u. a. im Jahr 2011 die Vorsteuer aus Eingangsrechnungen 
geltend, in denen die Steuernummer fehlte. Im Jahr 2013 
führte das Finanzamt eine Außenprüfung durch und bean-
standete die Rechnungen. Der Kläger ließ daraufhin noch 
während der Außenprüfung im Jahr 2013 einen Teil der 
Eingangsrechnungen berichtigen und legte diese dem 
Außenprüfer vor; den verbleibenden Teil der beanstande-
ten Rechnungen ließ er erst im Jahr 2014 im anschließen-
den Einspruchsverfahren gegen den Umsatzsteuerände-
rungsbescheid berichtigen. Das Finanzamt versagte den 
Vorsteuerabzug für 2011. 

Entscheidung: Das FG möchte nun vom EuGH wissen, ob 
– und ggf. unter welchen Bedingungen – einer Rech-
nungsberichtigung Rückwirkung zukommt. 

Sollte der EuGH eine Rückwirkung bejahen, ist zu klären, 
welche Mindestanforderungen an eine rückwirkungsfähi-
ge Rechnung zu stellen sind, z. B., ob die ursprüngliche 
Rechnung bereits eine Steuernummer/Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer des Ausstellers enthalten muss. 
Sollte es sich bei der Angabe der Steuernum-
mer/Umsatzsteuer-Identifikationsnummer nämlich um eine 
sog. Mindestanforderung für eine ordnungsgemäße Rech-
nung handeln, wären die streitigen Unterlagen aus dem 
Jahr 2011 nicht als Rechnung anzusehen. Eine rückwir-
kende Berichtigung wäre dann nicht möglich, weil die „be-
richtigten Rechnungen“ aus den Jahren 2013 und 2014 als 
erstmalige Rechnungen einzustufen wären. Zuletzt stellt 
sich die Frage, ob die Berichtigung einer Rechnung noch 
rechtzeitig ist, wenn sie erst im Rahmen eines Einspruchs-
verfahrens erfolgt. 
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Die Frage der Rückwirkung hat Bedeutung für die Zinsen 
zur Umsatzsteuer. Ohne Rückwirkung würde der Kläger 
die Vorsteuer in den Jahren 2013 und 2014 erhalten und 
müsste im Gegenzug die geltend gemachte Vorsteuer für 
das Jahr 2011 zurückzahlen; diese Rückzahlung wäre mit 
Nachzahlungszinsen von jährlich 6 % zu leisten. 

Steuerschuldnerschaft bei 
Metalllieferungen 
Die mit Wirkung zum 1.10.2014 eingeführte Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers bei Metalllieferungen 
wird eingeschränkt. Selen und Gold sowie Draht, Stangen, 
Bänder, Folien, Bleche und andere flachgewalzte Erzeug-
nisse und Profile aus unedlen Metallen sind nicht mehr 
erfasst. 

Außerdem wurde für Metalllieferungen gemäß der Anlage 4 
zum Umsatzsteuergesetz (wie für die Lieferung von Mobil-
funkgeräten) eine Bagatellgrenze von 5.000 € eingeführt 
und so der Anwendungsbereich der Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers eingeschränkt. 

Hinweis: Mit einem aktuellen Schreiben erweitert das Bun-
desministerium der Finanzen die Nichtbeanstandungsrege-
lung zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers: 
Bei Lieferungen von Edelmetallen, unedlen Metallen, Selen 
und Cermets nach dem 30.9.2014 und vor dem 1.7.2015 
wird es nicht beanstandet, 

wenn die Vertragspartner einvernehmlich noch von der 
Steuerschuldnerschaft des leistenden Unternehmers aus-
gegangen sind oder 

wenn die Vertragspartner einvernehmlich die Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfängers angewendet 
haben, obwohl der leistende Unternehmer Steuerschuldner 
wäre. 

Künstlersozialabgabe: Änderungen seit 
1.1.2015 
Am 1.1.2015 ist das so genannte Künstlersozialabgabesta-
bilisierungsgesetz in Kraft getreten. 

Die wichtigsten Änderungen im Überblick: 

Geringfügigkeitsgrenze 

Für Eigenwerber und für Unternehmen, die der Abgabe-
pflicht nach der so genannten Generalklausel unterliegen, 
wurde eine Geringfügigkeitsgrenze eingeführt. Danach sind 
diese Unternehmen abgabepflichtig, wenn die Summe der 
gezahlten Entgelte in einem Kalenderjahr 450 € übersteigt. 
Für die so genannten typischen Verwerter gilt die Geringfü-
gigkeitsgrenze nicht. 

Die Neuregelung wird erst für die Meldung des Kalender-
jahres 2015 (Abgabefrist 31.3.2016) bedeutsam. Die Pflicht 
der Unternehmen, entsprechende Aufzeichnungen zu füh-
ren, wird beibehalten. 

Betriebsprüfungen 

Die Künstlersozialabgabe wird seit 1.1.2015 zusammen mit 
dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag von den Trägern 

der Deutschen Rentenversicherung (DRV) geprüft. Arbeit-
geber, die bereits künstlersozialabgabepflichtig sind oder 
solche mit mehr als 19 Beschäftigten werden mindestens 
alle vier Jahre geprüft. Arbeitgeber mit weniger als 
20 Beschäftigten werden nur dann geprüft, wenn sie zu 
einem jährlich festzulegenden Prüfkontingent gehören, 
darüber hinaus nur, wenn sie nach Beratung durch die 
Träger der DRV keine schriftliche Bestätigung abgeben, 
dass relevante Sachverhalte der Künstlersozialkasse ge-
meldet werden. Die jeweilige Prüfung der Arbeitgeber um-
fasst alle Haupt- und Unterbetriebe. Zur Durchführung von 
branchenspezifischen Schwerpunktprüfungen und anlass-
bezogenen Prüfungen hat die Künstlersozialkasse zusätz-
lich ein eigenes Prüfrecht erhalten. 

Ausgleichsvereinigung 

Eine Ausgleichsvereinigung erfüllt als Zusammenschluss 
mehrerer Unternehmen an deren Stelle die Pflichten nach 
dem Künstlersozialversicherungsgesetz. Zur Erleichterung 
der Bildung solcher Ausgleichsvereinigungen kann die 
Künstlersozialkasse mit Zustimmung des Bundesversiche-
rungsamts mit den Ausgleichsvereinigungen vertraglich 
abweichende Regelungen zum gesetzlichen Melde- und 
Abgabeverfahren vereinbaren. 

Bußgelder 

Für Verstöße gegen die Melde-, Auskunfts- oder Vorlage-
pflicht sowie gegen die Aufzeichnungspflicht beträgt der 
Bußgeldrahmen nunmehr einheitlich 50.000 €. 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Lohnsteuer bei Betriebsveranstaltungen 
Mit dem Ende letzten Jahres verabschiedeten Zollkodex-
Anpassungsgesetz werden die Regelungen zur Ermittlung 
des geldwerten Vorteils bei Betriebsveranstaltungen, so 
wie sie bisher von der Finanzverwaltung gehandhabt wor-
den sind, größtenteils gesetzlich festgeschrieben. 

Hintergrund: Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in mehreren 
Urteilen entschieden, dass für die Berechnung der 110 €-
Freigrenze nur die Kosten anzusetzen sind, die der Arbeit-
nehmer konsumieren kann. Organisationskosten, wie z. B. 
die Raummiete, Kosten für einen Event-Manager und auch 
die Kosten für eine Begleitperson sollten nach Ansicht der 
Richter außen vor bleiben (s. hierzu unsere Beiträge in den 
Mandanten-Informationen 1/2014 sowie 6/2014). Dem hat 
der Gesetzgeber mit seiner Neuregelung nun einen Riegel 
vorgeschoben. 

Ab dem 1. 1. 2015 gilt in Bezug auf die Berechnung der 
110 €-Grenze Folgendes: 

n Zuwendungen im Rahmen einer Betriebsveranstal-
tung sind alle Aufwendungen des Arbeitgebers inklu-
sive Umsatzsteuer – unabhängig davon, ob sie ein-
zelnen Arbeitnehmern individuell zurechenbar sind 
oder es sich um einen rechnerischen Anteil an den 
Kosten der Betriebsveranstaltung handelt, die der Ar-
beitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen 
der Betriebsveranstaltung aufwendet. 



DIE MANDANTEN I INFORMATION 

 Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

 

n Die Kosten des Arbeitgebers, die auf eine Begleitper-
son eines Arbeitnehmers entfallen, sind dem Arbeit-
nehmer zuzurechnen. 

n Begünstigt werden maximal zwei Veranstaltungen pro 
Jahr. 

n Einziger Vorteil: aus der Freigrenze wird ein Freibe-
trag, d. h. künftig wird lediglich der Betrag besteuert, 
der die 110 € pro Arbeitnehmer übersteigt. 

Hinweis: Das Bundesfinanzministerium hat inzwischen 
beschlossen, die o. g. günstigere BFH-Rechtsprechung bis 
Ende 2014 anwenden. In allen noch offenen Fällen können 
damit zu viel gezahlte Steuern zurückgefordert werden. 

Definition der Erstausbildung 
Ebenfalls wurde mit dem Zollkodex-Anpassungsgesetz 
nunmehr der Begriff der Erstausbildung näher definiert. 

Hintergrund: Aufwendungen für eine Ausbildung oder für 
ein Studium sind nur dann Werbungskosten, wenn der 
Steuerpflichtige zuvor eine Erstausbildung (Berufsausbil-
dung/Studium) abgeschlossen hat oder die Berufsausbil-
dung bzw. das Studium im Rahmen eines Dienstverhältnis-
ses stattfindet. Was unter einer erstmaligen Berufsausbil-
dung zu verstehen ist, war nicht näher definiert und führte 
häufig zu Streit. Ein Urteil des Bundesfinanzhofes (BFH) 
von Anfang 2013 erschwerte zusätzlich die Abgrenzung 
zwischen Erst- und Zweitausbildung. Nach der ab 2015 
geltenden Neuregelung ist eine Erstausbildung eine „ge-
ordnete Ausbildung mit einer Mindestdauer von 12 Mona-
ten bei vollzeitiger Ausbildung und mit einer Abschlussprü-
fung“. „Vollzeit“ heißt hierbei eine Dauer von durchschnitt-
lich mindestens 20 Stunden wöchentlich. Zum anderen 
muss die Ausbildung abgeschlossen werden. Ein Ab-
schluss erfolgt in der Regel durch eine bestandene Ab-
schlussprüfung. Ist eine Abschlussprüfung nicht vorgese-
hen, gilt die Ausbildung mit der tatsächlichen planmäßigen 
Beendigung als abgeschlossen. Keine erste Berufsausbil-
dung sind beispielsweise Kurse zur Berufsorientierung oder 
-vorbereitung, Kurse zur Erlangung von Fahrerlaubnissen, 
Betriebspraktika, Anlerntätigkeiten oder die Grundausbil-
dung bei der Bundeswehr. 

Hinweis: Nach wie vor ist zu der Frage, ob die Kosten für 
die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium 
als vorweggenommene Werbungskosten abzugsfähig sind, 
ein Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht anhängig 
(vgl. Sie hierzu den Beitrag „Kippt das Abzugsverbot für 
Studienkosten“ der vorherigen Ausgabe der Mandanten-
Information). Sie sollten daher die Kosten für die Erstaus-
bildung/das Erststudium trotz entgegenstehender Geset-
zeslage weiterhin als vorweggenommene Werbungskos-
ten/Betriebsausgaben geltend machen. Derzeit ist ein Ab-
zug der Kosten nur im Rahmen des Sonderausgabenab-
zugs bis zu einem Betrag von 6.000 € möglich (in der letz-
ten Ausgabe hatten wir versehentlich den bis zum Veranla-
gungszeitraum 2011 geltenden Höchstbetrag von 4.000 € 
genannt). 

Besteuerung der Mütterrente ab 2014 
Mütter oder Väter, deren Kinder vor 1992 geboren sind, 
erhalten für die Erziehung jedes Kindes ab dem 
1. Juli 2014 einen zusätzlichen Entgeltpunkt. Dies ent-
spricht derzeit einer Erhöhung von 28,14 € im Westen und 
25,74 € im Osten. Beginnt eine Rente erst ab dem 1.Juli 
2014, können für jedes Kind zusätzlich bis zu 12 Monate 
(maximal insgesamt 24 Kalendermonate) Versicherungs-
zeiten berücksichtigt werden. 

Es handelt sich nicht um eine eigene, sondern um einen 
Bestandteil der Rente. Sie unterliegt gegebenenfalls einem 
Abzug von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung. 
Fraglich war, wie die Mütterrente zu besteuern ist. 

Das Finanzministerium Schleswig-Holstein hat sich dazu 
geäußert: 

Es handelt sich nicht um eine regelmäßige Rentenanpas-
sung, sondern um eine außerordentliche Neufestsetzung 
des Jahresbetrags der Rente. Der steuerfreie Teil der Ren-
te ist daher neu zu berechnen. Der bisherige steuerfreie 
Teil der Rente ist um den steuerfreien Teil der „Mütterrente“ 
zu erhöhen. Die „Mütterrente“ wird mithin nicht in vollem 
Umfang in die Besteuerung mit einbezogen. Die Höhe der 
Besteuerung der „Mütterrente“ richtet sich nach dem Jahr, 
in dem erstmals eine Rente bezogen wurde. Bei einer 
Rentenbezieherin, die seit 2005 oder früher eine Rente 
bezieht, beträgt der Besteuerungsanteil der „Mütterrente“ – 
wie auch der der ursprünglichen Rente – 50 Prozent. 

Hinweis: Der lebenslange Freibetrag kann erst im Jahr 
2015 ermittelt werden, wenn die Mütterrente volle 
12 Monate bezogen worden ist. Betroffene Steuerzahler 
sollten deshalb die Neuberechnung des Rentenfreibetrags 
bereits mit der Abgabe der Einkommensteuererklärung 
2014 beantragen. 

 ARBEITSRECHT 

Außerordentliche Kündigung bei Verstoß 
gegen die Dokumentationspflicht 
hinsichtlich der geleisteten Arbeitszeit 
Der vorsätzliche Verstoß eines Arbeitnehmers gegen seine 
Verpflichtung, die abgeleistete, vom Arbeitgeber nur 
schwer zu kontrollierende Arbeitszeit korrekt zu dokumen-
tieren, kann grundsätzlich einen wichtigen Grund zur au-
ßerordentlichen Kündigung darstellen. Das hat das Lan-
desarbeitsgericht Hessen entschieden. 

In dem der Entscheidung zu Grunde liegenden Fall war ein 
angestellter Metzger über mehrere Wochen seiner Ver-
pflichtung nicht nachgekommen, bei Verlassen des Produk-
tionsbereichs das Zeiterfassungsgerät zu betätigen. Er 
hatte sich damit bezahlte Pausen im Umfang von insge-
samt 226 Minuten erschlichen. Nach Auffassung des Ge-
richts wog diese Pflichtverletzung so schwer, dass trotz 
einer Betriebszugehörigkeit von mehr als 26 Jahren dem 
Arbeitgeber eine Weiterbeschäftigung bis zum Ablauf der 
ordentlichen Kündigungsfrist nicht zumutbar und deshalb 
die außerordentliche Kündigung gerechtfertigt war. 


